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II. Soziale Marktwirtschaft: Wirtschaftsordnung der BRD

1. Historische Ausgangsbedingungen und politische Grundsatzentscheidungen

Fehlentwicklungen der Freien Marktwirtschaft:

· Ineffizienz (durch Monopolisierung, Kartellierung, Fehlen öffentlicher Gelder zur  

                          Aufrechterhaltung des Ordnungsrahmens)

            ( fordert Allokationspolitik (Wettbewerbspolitik)

· Inhumanität (Verteilungspolitische Fehlentwicklung)

            ( fordert Humanisierungspolitik (Umwelt- und Sozialpolitik)

· Instabilität (strukturelle Fehlentwicklungen)

            ( fordert Stabilisierungspolitik

Lösungsansätze:

· persönlicher und politischer Liberalismus (Ordo- Liberalismus)

· Neo-Liberalismus

                      
1.) Freiburger Schule unter Eucken

                                           2.) Kölner Schule unter Müller-Armack

Grundlagen der ordo- liberalistischen Wirtschaftsordnung

Eucken: (marktwirtschaftlicher Bestandteil)
· laisse- faire nicht mehr zeitgemäß

· kann im 20. Jahrhundert nicht mehr bestehen

· Ordnungsrahmen: Freiheit und Ordnung als gegenseitig bedingte Faktoren

                                            Staat muß persönliche Freiheit gewährleisten (privaten Willen begrenzen)

                                            Aufrechterhaltung des Wirtschaftslebens (Wettbewerbsordnung)

                                            Ordnung heißt: in Freiheit ordnen

· Rechtsstaat: Grundlage der Wettbewerbsordnung

                                     Freiheitsrechte ausleben (wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sicher)

· Wettbewerbsordnung: muss stabile, feste und langfristige Ordnung sein

                                                  darf sich nicht ändern (fester Rahmen)

                                                  mit gesetzlicher Absicherung

                                                  Wettbewerb ist Antriebsbestandteil der Marktwirtschaft

· starker Staat: Wettbewerbsordnung erfordert starken Staat

                                    muß souverän handeln gegen private Interessen, die Wirtschaftsordnung brechen

                                    z.B. Monopole, Machtballungen 

                                    muß es politische durchsetzen können ( staatliche Sanktionierung von  

                                                                                                       Regelwidrigkeiten 

                                     Staat: garantiert Freiheit

                                               schafft Möglichkeiten zur Leistungserbringung 

· Wettbewerbspreise: wieder Hauptkoordinierungssystem

· normatives Ordnungskonzept: gewollte Wirtschaftsordnung, die trotzdem weiterentwickelt werden  

                                                                muß, entsprechend der Bedingungen ( ermöglicht Stabilisierung

· ordo: Ordnung mit Maß und Gleichgewicht

Müller-Armack: (sozialer Bestandteil)

· soziale Grundlage

· Contra: Inhumanität der Freien Marktwirtschaft

· Staat: Sicherung der Daseinsvorsorge  

                         sozialer Ausgleich                                  (   Sozialstaat
Verbindung der beiden Schulen: Leitidee der Soziale Marktwirtschaft

Warum konnte sie durchgesetzt werden?:

· Armack und Eucken arbeiteten nicht gegeneinander

· beide wurden im 3.Reich verfolgt ( dadurch Unterstützung der Alliierten  

· Erhardt (Wirtschaftsminister): griff Idee auf und setzte sie in die Praxis um 

        (Übernahme dessen Programms in das CDU- Parteiprogramm)

· Stützung durch das Grundgesetz

· Gegenkonzeption zur Sozialistischen Planwirtschaft in der DDR

Voraussetzungen: (materielle Gegebenheiten)

1. Kriegswirtschaft (Mangelwirtschaft) sollte überwunden werden

2. Günstige politische Rahmenbedingungen ( Politik der ökonomischen Hilfe durch die Alliierten 

        (z.B. Marshall-Plan)

3. Neue Deutsche Ordnung (Ludwig Erhardt)

Grundsatzentscheidungen für die Soziale Marktwirtschaft

· Währungsreform (1948)

· durch Währungsreform zur freiheitlichen Marktwirtschaft

· Aufhebung der Bewirtschaftungsvorschriften

2. Ordnungskonzeption der Sozialen Marktwirtschaft: Systemelemente und Funktionsweise

· orientiert sich an der Freien Marktwirtschaft (bleibt liberal)

· möglichst großer Spielraum für Privatinitiative 

· Grundlage: menschenwürdige und freiheitliche Ordnung


Def.: Soziale Marktwirtschaft ist zu verstehen als bewusst gestaltete Rahmenordnung, durch die alle   

         Individuen die Chance erhalten, ihre ökonomischen Interessen zu verfolgen und unter den Bedingungen

         marktmäßiger Koordination und unter Einhaltung der für alle durch die Rechtsordnung gezogenen Grenzen       

         ihre individuellen Ziele zu erreichen

· private Interessen der Einzelnen werden in Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Zielen gebracht

· liberale Aspekt ( privates Wirtschaften   

soziale Aspekt: marktwirtschaftlich: persönliches Leistungsstreben, Wettbewerb

                           sozial: sozialer Ausgleich (durch Staat) zwischen den Gruppen

Der Begriff der Sozialen Marktwirtschaft kann so als eine auf der Basis der Wettbewerbswirtschaft die freie Initiative ordnungspolitische Idee definiert werden, deren Ziel es ist, mit einem gerade durch die marktwirtschaftliche Leistung gesicherten sozialen Fortschritt zu verbinden
Sinn der sozialen Marktwirtschaft ist es, das Prinzip der Freiheit auf dem Markt mit dem sozialen Ausgleich zu verbinden
A. Aufgabenbereiche / Ziele des Ordnungsrahmens – Rechts- und Sozialstaatlichkeit

· Sicherung der allgemeinen Menschen- und Bürgerrechte (1-19GG)

· Sicherung des Existenzminimums und der Grundversorgung mit lebensnotwendigen Gütern

· Aufbau eines staatlichen Systems der sozialen Sicherung auf der Basis einer ordnungskonformen Kombination von Versicherungs-, Versorgungs- und Fürsorgeprinzipien

· Schaffung und Sicherung von Chancen- bzw. Startgleichheit
( Skript S.15

· Verhinderung des Missbrauchs von Marktmacht durch aktive Wettbewerbspolitik ( Wettbewerbs-  

                                                                                                                                                       sicherung

· Wahrung einheitlicher Lebensverhältnisse im gesamten Staatsgebiet: Gestaltung des Ordnungsrahmens eines föderalen Staatsaufbaus

· Gestaltung eines ökonomisch rationalen und sozial gerechten Steuersystems: Prinzip der Besteuerung nach Leitungsfähigkeit

B. Staatliche Eingriffe in den Wirtschaftsprozess

Auf der Basis des dauerhaft gesetzten Ordnungsrahmens greift der Staat permanent in den  

Wirtschaftsprozess ein. Er:

· erhebt laufend Steuern und Abgaben (ergeben die Möglichkeit zur Umverteilung aber auch Eingriff in den Wirtschaftskreislauf), sowie Einkommen durch eigene Wirtschaftstätigkeit (staatliche Gewerbseinkünfte)

· leistet Sozialtransfer an private Haushalte (z.B. Sozialhilfe) und Subventionen an Unternehmen 

( Eingriffe in den marktwirtschaftlichen Prozess

· beeinflusst Angebot und Nachfrage auf den Märkten

z.B. durch Veränderungen im Regelwerk 

        durch operative und selektive Eingriffe  (Subventionen etc.)

        durch Zölle und Investitionen

        durch Gesetze und Verordnungen

· Staat ist als Anbieter von Leistungen (Polizei etc.)

Nachfrager von Leistungen und Produkten

ist selbst als aktiver Marktteilnehmer tätig


                                                             daraus folgt: doppelte Rolle des Staates

        Regelsetzer und Regelschützer                                             aktives Subjekt auf den Märkten (Akteur)

                             (A.)                                                                                                 (B.)

Gesamtziele der aktiven Wirtschaftspolitik des Staates

1. optimale Ressourcenverwendung

2. Stabilität des Geldwertes (Preisniveaustabilität)                              man kann nicht alle

3. Vollbeschäftigung                                                                       Ziele gleichzeitig erfüllen

4. Wirtschaftswachstum                                                                               

5. Umweltschutz

6. Soziale Verteilung (Gerechte Einkommens- und Vermögensverteilung)

aber übermäßige Sozialleistungen und übermäßige Fürsorge des Staates gefährden die Leistungsfähigkeit der Sozialen Marktwirtschaft

2.3.  Der Staat in der Sozialen Marktwirtschaft

· Finanzverwaltung
· Sozialordnung
· Arbeitsmarktordnung
2.3.2 Staatsaufgaben als Folge von Steuerdefekten der Marktwirtschaft

          (Markt versagt als Regulierungsmechanismus bei einigen Problemen) 

· Externe Effekte

      (positive und negative Auswirkungen von Handlungen auf Dritte, die marktmäßig nicht  

       abgegolten werden)

        Kosten dieser Handlungen ( und die daraus resultierenden Effekte) werden von der   

        Gemeinschaft übernommen 

                              z.B. bei nicht lokalisierbaren Emissionsquellen liegen die Reinigungskosten nicht beim  

                                      Verursacher

· Öffentliche Güter

      (wirtschaftliche Güter zur Bedürfnisbefriedigung, aber meist nicht marktfähig ( 

       kein Marktausschlussprinzip / werden privatwirtschaftlich nicht erbracht / keine Rivalität beim   

       Konsum, da Preis = 0 und Opportunitätskosten = 0 / Verteilung über politische 

       Entscheidungen, nicht über den Markt)

       z.B. Landesverteidigung, Straßennutzung 

· Natürliche Monopole

             (mit steigender Produktionsmenge fallen die Stückkosten bei der Produktion (z.B. hohe  

               Fixkosten) ( daher sinnvoll nur ein Unternehmen mit Produktion zu beauftragen, sonst   

               Ressourcenverschwendung, bei vielen parallel laufenden Unternehmen ( aber kein  

               Wettbewerb) 

2.3.3 Staatsaufgaben als Korrektur von Marktergebnissen

· Meritorische Güter

              (Güter, die der Markt nicht genügend befriedigen kann, obwohl knapp und damit handelbar 

               sind bzw. der Rivalität am Markt unterliegen / Staat greift in Marktentscheidungen ein /  

               Eingriffsinstrumente ( Wohngeld

                                                  ( Schulbesuch

                                                  ( Theater

                                                  ( Museen

                z.B. Kindergartenplätze, Ausbildung 

· Strukturpolitik

               (Markt nicht feien Marktgesetzen überlassen / Anpassungs- oder Erhaltungssubventionen / 

                Strukturwandel gestalten)

· Konjunkturstabilisierungspolitik

               (staatliches Handeln zur Eindämmung inflationärer Prozesse / Verhinderung von  

                Wirtschaftskrisen)

· Einkommenspolitik
                             (Einkommensumverteilung / nicht nur Leistungsgerechtigkeit, sondern soziale Transfers und 

                               kostenlose Nutzung von Einrichtungen ( Schwächung der Wettbewerbsordnung) 

Kern des Sozialen, der Sozialstaatlichkeit in der sozialen Marktwirtschaft (soziale Dimension der Sozialen Marktwirtschaft)

        ( Skript S.12 

1. Ordnungspolitik als Sozialpolitik, insbesondere die sozialpolitische Bedeutung der Herstellung und Sicherung einer Wettbewerbsordnung
2. Ergänzung der Wettbewerbsordnung durch soziale Sicherheit und einem sozialen Ausgleich bezüglich der Teilhabe aller an den Ergebnissen des Wirtschaftsprozesses und bezüglich der Verteilung von

        Informationen, Risiken, Einkommen und Lebenslagen

3. Ermöglichung des Zugangs zum Marktprozess und der Teilhabe aller am Wettbewerb, Startchancengleichheit
3. Staatsverfassung und Wirtschaftsordnung: Normen des Grundgesetzes und die Soziale Marktwirtschaft

  ( Skript S. 18-23

Thesen und Positionen:                                                        (Verhältnis Grundgesetz zur sozialen Marktwirtschaft)

I.) Neutralität des Grundgesetzes gegenüber dem Wirtschaftssystems (nach Abendrot) §§ 20;28 (weiter Gestaltungsspielraum)

z.B. im GG keine Vorschreibung Soziale Marktwirtschaft, aber es ist keine  

        Zentralverwaltungswirtschaft möglich ( weil dort keine Freiheit gegeben

        im Rahmen des GG Wirtschaftssystem gestalten

II.) Interdependenz der Systemelemente (Bindungswirkung bzw. Beschränkung des GG bei der Wahl / Ausgestaltung eines GG-konformen Wirtschaftssystem)

eine gemeinsame Wirtschaftsordnung in der individualrechtlich Freiheitsverwirrungen und sozialrechtliche Bindungen in einem System ausgleichender Ordnung zusammengefasst sind  
III.) Soziale Marktwirtschaft als einziges GG- konformes Wirtschaftssystem (enge Korrespondenz zwischen den GG-Normen und dem Realtyp Soziale Marktwirtschaft in der Gründungsphase der BRD)

Schlussfolgerung: 

1. es kann von einer ordnungspolitischen  Neutralität des Grundgesetzes nicht gesprochen werden

2. mit einer Vielzahl von Grundrechten und anderen Rechtsnormen enthält das GG eine ordnungspolitische Grundentscheidung ( Verankerung im GG

3. mit dieser Grundentscheidung sind Realtypen der Zentralverwaltungswirtschaft praktisch nicht vereinbar

( 1990 Übernahme Soziale Marktwirtschaft der BRD

     (dominant freiheitliche Ordnung im GG vorgeschrieben)

4. die Soziale Marktwirtschaft ist eine GG- konforme Ordnung, aber deshalb nicht einzig mögliche Wirtschaftsordnung

Wirtschaftsordnung: die Individualrechtliche Freiheitsbürgerungen und sozialrechtlichen Freiheitsbindungen in  

                                   einem System ausgleichender Ordnung zusammenfasst

4. Überblick zu den Entwicklungsphasen der Sozialen Marktwirtschaft in der   

    Bundesrepublik Deutschland 

          ( Skript S.24-26           !!! wichtig (Klausur)
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